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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Eckhart Pick, Lieselott Blunck 
(Uetersen), Hans Gottfried Bernrath, Dr. Ulrich Böhme (Unna), Dr. Marliese 
Dobberthien, Freimut Duve, Dr. Uwe Jens, Rolf Koitzsch, Horst Kubatschka, Brigitte 
Lange, Dieter Maaß (Herne), Michael Müller (Düsseldorf), Doris Odendahl, Manfred 
Opel, Antje-Marie Steen, Dr. Peter Struck, Margitta Terborg, Gudrun Weyel, 

Verena Wohlleben, Hans-Ulrich Klose und der Fraktion der SPD 
— Drucksache 12/6996 — 


Telefon lotto 


Mit dem „Telefonlotto" wurde die Palette der Gewinnspiele und in 
Übersee angesiedelten Telefondienste um eine Variante reicher. Per- 
sönlich adressierte „Lottoscheine", denen der Westdeutschen Lotto- 
gesellschaft ähnlich, täuschten den Empfängerinnen und Empfängern 
hohe Gewinnchancen ohne Kosteneinsatz vor. 

Hinter dem Telefonlotto und anderen Telefonansagediensten verbergen 
sich „Informationsdienste" mit Sitz in Übersee und vielfach geringem 
Informationsgehalt. Im Fall des Telefonlottos wurden die Anruferinnen 
und Anrufer neben Lottoangaben mit der Werbung für renommierte 
Firmen berieselt. Der „Clou" an der Sache: die Gespräche werden zum 
Überseetarif von über 3 DM pro Minute abgerechnet. Bei einer Ge- 
sprächsdauer von 20 Minuten im Fall des Telefonlottos werden damit rd. 
60 DM fällig, die sich Veranstalter und ausländische Telefongesellschaft 
einerseits sowie die Telekom andererseits je zur Hälfte teilen. 

Vergleichbare Entwicklungen gibt es auch bei inländischen Telefon- 
ansagediensten. Neben seriösen Ansagediensten (z.B. Verkehrsfunk) 
gibt es eine Reihe von Diensten, deren Informationsgehalt gering ist. 
Angeboten werden u. a. Horoskope, Spiele mit Glücksspielelementen 
und Ansagen mit sexuellen Inhalten. Selbst Produktinformation nebst 
Werbung wird neuerdings gegen Gebühr verkauft. Im Rahmen von „Be- 
triebsversuchen" wurde in der Telekommunikationsverordnung die 
Möglichkeit eröffnet, Telefonansagedienste mit einem verkürzten Zeit- 
takt anzubieten. Bei unseriösen Anbietern wird die Gesprächsdauer 
durch Eigenwerbung und Kontrollfragen zusätzlich verlängert. Eine 
Verantwortung für die Inhalte der Telefon dienste trägt die Telekom 
nach § 28 Abs. 7 Telekommunikationsverordnung nicht. 

Da für diese Sonderleistungen keine separaten Rechnungen ausgestellt 
werden, haben die Kundinnen und Kunden auch keine Möglichkeit, bei 
Einwänden die Zahlungen an den eigentlichen Dienstleistungsanbieter 
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zurückzubehalten. Bei ausländischen Informationsdiensten haben Be- 
schwerden über den Inhalt oder vorgetäuschte Gewinnchancen noch 
weniger Aussicht auf Erfolg. So ist beispielsweise die ausländische 
Adresse nicht immer ladungsfähig. 


Vorbemerkungen 

1. Nach Artikel 87 in Verbindung mit Artikel 73 Nr. 7 des Grund- 
gesetzes ist die Deutsche Bundespost TELEKOM für das Fern- 
meldewesen, d. h. die Übermittlung von Nachrichten mittels 
Fernmeldeanlagen, zuständig. Die Aufgabe der Deutschen 
Bundespost TELEKOM besteht demzufolge in der Bereitstel- 
lung der für die Nachrichtenübermittlung erforderlichen be- 
trieblichen und technischen Einrichtungen. Die Deutsche Bun- 
despost TELEKOM würde die verfassungsrechtlichen Grenzen 
der ihr zugewiesenen Aufgabe überschreiten, wenn sie auch 
auf die Inhalte der übertragenen Nachrichten Einfluß nehmen 
oder gar eine Zensur ausüben wollte (vgl. Entscheidungen des 
Bundesverfassungsgerichts, Band 12, S. 205, 226 f.; aus jüng- 
ster Zeit: Verwaltungsgerichtshof Kassel, Neue Juristische 
Wochenschrift 1993, S. 1876, 1877). 

2. Für Telefonanrufe bei ausländischen Informationsanbietern 
gelten die normalen Auslandstelefontarife der Deutschen Bun- 
despost TELEKOM. Diese Anrufe unterscheiden sich technisch 
und abrechnungsmäßig nicht von sonstigen Telefon Verbindun- 
gen in die betreffenden Länder. Der Deutschen Bundespost 
TELEKOM ist auch nicht bekannt, bei welchen ausländischen 
Telefonanschlüssen - die im übrigen täglich wechseln kön- 
nen - derartige Anrufbeantworter angeschlossen sind. 

3. Bezüglich inländischer Informationsdienste führt die Deutsche 
Bundespost TELEKOM gemäß § 28 Abs. 7 der Telekommuni- 
kationsverordnung einen bis zum 31. Dezember 1995 befriste- 
ten Betriebsversuch, den sog. Service 190, durch. Dieser Be- 
triebsversuch wurde durch Erfahrungen im Ausland, insbeson- 
dere in den Vereinigten Staaten von Amerika, angeregt. Die 
dortigen Erfahrungen haben gezeigt, daß eine sehr starke 
Nachfrage nach derartigen Informations- und Ansagediensten 
besteht. 

Beim Service 190 stellt die Deutsche Bundespost TELEKOM 
den Informationsanbietern Telefonleitungen mit der Rufnum- 
mer 01 90 . . . zur Verfügung. Das Informationsangebot als sol- 
ches ist Sache des privaten Anbieters. Die Berechnung sowohl 
des Entgelts für die Informationsdienstleistung des Anbieters 
als auch des Entgelts für die Bereitstellung der Leitung (Ruf- 
nummer 0190...) erfolgt kombiniert durch einen verkürzten 
Telefonzeittakt (12 Sekunden je Entgelteinheit von 23 Pfennig). 
Das von der Deutschen Bundespost TELEKOM mit der Fern- 
melderechnung eingezogene Entgelt für die Informations- 
dienstleistung wird sodann an den Informationsanbieter abge- 
führt. 
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1 , Welche Informationen liegen der Bundesregierung über das Ausmaß 
des Telefonlottos oder andere Telefonansagedienste mit Glückspiel- 
charakter, Horoskopansagen und sexuellen Inhalten vor, und wel- 
chen Anteil daran haben Gesellschaften mit Sitz im Ausland? 


Es wird auf die Vorbemerkungen, insbesondere auf die für die 
Deutsche Bundespost TELEKOM geltenden verfassungsrecht- 
lichen Schranken bezüglich der übermittelten Nachrichten, ver- 
wiesen. Weder der Deutschen Bundespost TELEKOM noch der 
Bundesregierung ist demzufolge der Inhalt der Informationen und 
Ansagen, die von ausländischen Informationsdiensten oder aber 
über inländische 01 90-Nummern übermittelt werden, im einzel- 
nen bekannt. 


2. Über welche Erkenntnisse verfügt die Bundesregierung hinsichtlich 
der Gewinnchancen bei Ansagediensten mit Glückspielcharakter, 
gegliedert nach inländischen und ausländischen Betreibern? 

In welchem Verhältnis steht dies zum Einsatz bzw. den anfallenden 
(Telefon-)Gebühren, und wie beurteilt die Bundesregierung diese 
Situation? 


Auf die Vorbemerkungen und den Hinweis zu Frage 1 wird ver- 
wiesen. 


3. Inwieweit sind Gewinnspiele dieser Art mit deutschem Recht ver- 
einbar? 

Liegt für diese Spiele eine Genehmigung vor? 

Inwieweit und durch wen wird dies kontrolliert? 


Auf die Vorbemerkungen und den Hinweis zu Frage 1 wird ver- 
wiesen. 

Das Bundesministerium für Post und Telekommunikation wurde 
allerdings durch das Schreiben eines Bürgers im August 1993 
davon unterrichtet, daß wegen eines ungenehmigten Glücks- 
spiels, das telefonisch über eine 01 90-Nummer abgewickelt 
werde, Strafanzeige erstattet worden sei. Von einer diesbezüg- 
lichen Anklage oder strafrechtlichen Verurteilung ist der Bundes- 
regierung bisher jedoch nichts bekanntgeworden. 

In einem anderen Fall hat die Deutsche Bundespost TELEKOM 
davon Kenntnis erhalten, daß einem Informationsanbieter für ein 
von ihm bundesweit durchgeführtes Gewinnspiel von den zustän- 
digen Landesbehörden eine Unbedenklichkeitsbescheinigung 
erteilt worden ist. 

Die Genehmigung von Glücks- und Gewinnspielen, die einer 
Erlaubnis bedürfen, sowie deren Kontrolle obliegt den jeweils 
zuständigen Landesbehörden. 


4. Hält die Bundesregierung angesichts der neueren Erfahrungen mit 
dem Telefonlotto und anderen Telefonansagediensten die bestehen- 
den Verbraucherschutzregelungen für ausreichend, bzw. in welchen 
Bereichen sind nach Auffassung der Bundesregierung Verbesserun- 
gen angebracht? 
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Hier wie auch bei anderen Dienstleistungen ist von dem das 
Zivilrecht beherrschenden Grundsatz der Vertragsfreiheit auszu- 
gehen. Das heißt, der Bürger soll in aller Regel selbst bestimmen, 
welche Dienstleistungen er in Anspruch nehmen will. Dies muß 
auch für solche Informationsdienstleistungen gelten, die - als 
Beispiel seien Horoskope genannt - von anderen Bürgern mit 
guten Gründen als überflüssig, wertlos oder gar schädlich ange- 
sehen werden. 

Die Vertragsfreiheit findet allerdings ihre Grenzen an den Vor- 
schriften des Strafrechts. Wenn telefonische Informationsdienste 
etwa den Straftatbestand des Betruges (§ 263 StGB), der Verbrei- 
tung von Pornographie (§ 184 StGB), des unerlaubten Glücks- 
spiels (§ 284 StGB) oder einer unerlaubten Lotterie (§ 286 StGB) 
erfüllen, so ist es Aufgabe der Strafverfolgungsbehörden, dies zu 
ahnden. Zudem haben Polizei und Ordnungsbehörden zu prüfen, 
ob sie präventiv tätig werden müssen. 

Die Schaffung darüber hinausgehender gesetzlicher Vorschriften 
des Verbraucherschutzes, wie sie etwa im Gesetz zur Regelung 
des Rechts der Allgemeinen Geschäftsbedingungen enthalten 
sind, werden nur dann ins Auge zu fassen sein, wenn gravierende 
Mißstände nicht anders beseitigt werden können. Derartige gra- 
vierende Mißstände, die ein verbraucherspezifisches Einschreiten 
des Gesetzgebers erfordern würden, sind in diesem Zusammen- 
hang jedoch bisher nicht erkennbar. 


5. Wird sich die Bundesregierung dafür einsetzen, daß die Information 
der Verbraucherinnen und Verbraucher verbessert wird und zumin- 
dest verbesserte Angaben über die zu erwartenden Gebühren, auch 
bezogen auf die zu erwartende Gesprächsdauer, sowie über die 
Gewinnchancen gemacht werden? 

Wie wird sichergestellt, daß sich Telefonkunden und -kundinnen 
jederzeit und einfach, z. B. in den Telefonbüchern, über Gebühren 
und Konditionen von Telefonansagediensten mit verkürzten Zeit- 
takten informieren können? 


Die Deutsche Bundespost TELEKOM hat bereits im Sommer des 
vergangenen Jahres in einer ausführlicheren Beilage zur Fern- 
melderechnung auf das Problem hingewiesen, daß bei auslän- 
dischen Informationsdiensten wegen der großen telefonisch zu 
überbrückenden Entfernung hohe Verbindungsentgelte ent- 
stehen. Die Bundesregierung wird die vorliegende Anfrage indes- 
sen zum Anlaß nehmen, die Deutsche Bundespost TELEKOM zu 
einer erneuten Kundeninformation zu dem angesprochenen Pro- 
blemkreis anzuregen. 

Die Verbindungsentgelte für Auslandsgespräche sind den Infor- 
mationsseiten (Vorspann) der Amtlichen Telefonbücher - erfor- 
derlichenfalls in Verbindung mit dem Ortsnetzkennzahlenver- 
zeichnis (Beilage zum Telefonbuch) - zu entnehmen. 

Für die Informationsdienste des „Service 190" gilt einheitlich ein 
Zeittakt von 12 Sekunden pro Entgelteinheit von 23 Pfennig. 
Gemäß § 28. Abs. 7 Satz 3 der Telekommunikationsverordnung 
wird der Anrufer durch eine vorgeschaltete Ansage auf diese Ent- 
geltberechnung hingewiesen. 
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6. Wie kann z. B. durch internationale Vereinbarungen erreicht wer- 
den, daß deutsche Verbraucherschutzrechte auch bei Ansage- 
diensten ausländischer Betreibergesellschaften in Deutschland 
gewährleistet werden und Teilnehmerinnen und Teilnehmer ihre 
Rechte geltend machen können? 

Welche Möglichkeiten der Kontrolle sieht die Bundesregierung im 
Inland, z. B. im Rahmen der Anzeigengestaltung? 


Die beanstandeten ausländischen Informations- und Ansagedien- 
ste sind nur möglich, weil Telefonbetreibergesellschaften in den 
betreffenden Ländern den Informationsanbietern einen Teil der 
Verbindungsentgelte, die sie über die Auslandsabrechnung erhal- 
ten, abtreten. Die Bundesregierung wird deshalb prüfen, ob im 
Rahmen der Internationalen Fernmeldeunion Möglichkeiten 
bestehen, auf die ausländischen Betreibergesellschaften dahin 
gehend einzuwirken, daß betrügerischen Informationsangeboten 
kein Vorschub geleistet wird. 

Zu den in der Frage angesprochenen Möglichkeiten der Kontrolle 
im Inland wird auf die Vorbemerkungen und die dort dargelegten 
verfassungsrechtlichen Schranken verwiesen. Die in diesem Zu- 
sammenhang angesprochene Anzeigengestaltung ist eine Frage 
des Presserechts. Hierfür liegt die Zuständigkeit für die Gesetz- 
gebung wie auch für die Durchführung und Kontrolle bei den 
Ländern. 


7. Welche Verantwortung kommt der Telekom zu im Hinblick auf die 
Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen der netznutzenden 
Betreiber von Telefonansagediensten? 


Es wird auf die Vorbemerkungen und die dort dargelegten verfas- 
sungsrechtlichen Aufgabenzuweisungen Bezug genommen. 

Im übrigen wird darauf hingewiesen, daß die Informationsanbie- 
ter des „Service 190" einen „Ausschuß zur freiwilligen Selbstkon- 
trolle" gebildet haben. Dieser Ausschuß sieht es als seine Aufgabe 
an, Aktivitäten, die dem Ansehen der Informationsdienste abträg- 
lich sind - wie z. B. Sexangebote - zu unterbinden. Zu diesem 
Zweck hat der genannte Ausschuß einen Verhaltenskodex aufge- 
stellt, in dem insbesondere auch Verhaltensregeln für Werbung 
und Angebotsgestaltung enthalten sind. 


8. In welcher Höhe sind seit Einführung des § 28 Abs. 7 der Tele- 
kommunikationsverordnung Gebühren in Zusammenhang mit 

— telefonischen Ansagediensten, insbesondere 

— telefonischen Ansagediensten mit Gewinnspielcharakter 
an die Telekom geflossen? 

Wie hoch wären diese Gebühren nach Schätzung der Bundes- 
regierung bzw. der Telekom bei normalen Zeittakten gewesen? 


Nachdem im Jahre 1992 zunächst nur ein regionaler Betriebsver- 
such in Nordrhein-Westfalen stattgefunden hatte, wurde im Jahre 
1993 der nach § 28 Abs. 7 der Telekommunikationsverordnung 
vorgesehene bundesweite Betriebsversuch begonnen. Die Ein- 
nahmen (Entgelte), die der Deutschen Bundespost TELEKOM 
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hieraus im Jahre 1993 zugeflossen sind, belaufen sich auf 
51 f 6Mio. Deutsche Mark. Der Anteil, der hiervon auf Ansage- 
dienste mit Gewinnspielcharakter entfällt, ist nicht bekannt. 

Eine Aussage, wie die Einnahmen der Deutschen Bundespost 
TELEKOM bei normalen Zeittakten gewesen wären, ist nicht 
möglich. Anstelle des einheitlichen entfernungsunabhängigen 
12-Sekunden-Zeittaktes müßte man die entfernungsabhängigen 
Zeittakte des Orts- bzw. Nahtarifs sowie des Regional- und Weit- 
verkehrstarifs unterstellen. Da die Struktur des Verkehrsaufkom- 
mens nicht bekannt ist, können keine vergleichenden Aussagen 
zu den Einnahmen gemacht werden. 


9. a) Wird sich die Bundesregierung für eine Verlängerung der zeitlich 
befristeten „Betriebsversuche" von Ansagediensten mit verkürz- 
tem Zeittakt aussprechen? 

Wenn ja, welche Gründe sprechen aus Sicht der Bundes- 
regierung für diese Ansagedienste und eine Verkürzung des 
Zeittaktes? 

b) Sollten im Fall einer Verlängerung aus Sicht der Bundes- 
regierung Veränderungen zugunsten der Verbraucherseite, z. B. 
Einschränkungen und verstärkte Kontrolle der erfaßten Telefon- 
dienste, eine Verlängerung des Zeittaktes und eine Reduzierung 
der Abführungen an die Telekom, erfolgen? 

c) Wird sich die Bundesregierung dafür einsetzen, daß die 
Gebühren für Telefonnutzung und Telefonansagedienst geson- 
dert ausgewiesen werden und die Rechnung für Ansageleistung 
von den Telefonkundinnen und -künden direkt mit der jeweili- 
gen Firma beglichen wird? 

d) Inwieweit erfolgen bei den „Betriebsversuchen" Folgenabschät- 
zungen hinsichtlich der Auswirkungen auf Verbraucherinter- 
essen und -rechte? 


§ 28 Abs. 7 der Telekommunikationsverordnung läßt inländische 
Telefon-Informationsdienste lediglich im Rahmen eines befriste- 
ten Betriebsversuchs zu. Damit wurde sichergestellt, daß bei 
zutage tretenden Mißbräuchen dem Verordnungsgeber eine ent- 
sprechende Einwirkungsmöglichkeit erhalten bleibt. 

a) Eine Aussage, ob die Bundesregierung sich für eine Verlänge- 
rung des befristeten Betriebsversuchs bzw. eine endgültige 
Zulassung von Informationsdiensten aussprechen wird, kann 
erst gemacht werden, wenn der Betriebsversuch entsprechend 
ausgewertet worden ist. Für eine derartige Auswertung ist es 
gegenwärtig noch zu früh, da der Betriebsversuch erst am 
31. Dezember 1995 enden soll. 

b) Es wird auf die Antwort zu Buchstabe a verwiesen. 

c) Bei der Prüfung, ob die Informationsdienste nach Ablauf des 
Betriebsversuchs weiter zugelassen werden sollen, wird auch 
die Frage einer gesonderten Entgeltausweisung und einer da- 
durch ermöglichten getrennten Entgeltzahlung untersucht 
werden. 

d) Bei der Auswertung des Betriebsversuchs und der Prüfung, ob 
die Informationsdienste weiter zugelassen werden sollen, wer- 
den alle maßgebenden Gesichtspunkte Berücksichtigung fin- 
den. Hierzu gehören auch die Auswirkungen auf Verbraucher- 
interessen und Verbraucherrechte. 
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